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Hinweisgeberschutzgesetz – Mutpol e.V. 
Nach Umsetzung der europäischen Hinweisgeberschutz-Richtlinie in ein nationales Gesetz, sind 
Unternehmen mit mindestens 50 Mitarbeitern*innen dazu verpflichtet, einen Hinweisgeberkanal zu 
implementieren. Gesetzestext: HinSchG - Gesetz für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen 

Wer wird als Hinweisgeber bezeichnet? 

Als Hinweisgeber*in bezeichnet man eine Person, die Informationen über Missstände und/oder 
Gesetzesverstöße innerhalb eines Unternehmens erkennt und diese an die zuständige Stelle im 
Unternehmen meldet. 

Dabei können Meldungen anonym erfolgen, diese müssen dann aber nicht bearbeitet werden. 
Aufgrund des Hinweisgeberschutzes ist eine anonyme Meldung nicht notwendig und aufgrund der 
Bearbeitbarkeit auch nicht erwünscht. 

Die Regelungen des Hinweisgeberschutzgesetzes (HinSchG) begrenzen den Kreis der Personen, 
die als potenzielle*r Hinweisgeber*in in Frage kommen, auf den beruflichen Kontext. 
Hinweisgebende können folglich nur Meldungen über Verstöße in Bezug auf Personen oder 
Institutionen abgeben, mit denen sie beruflich in Kontakt stehen. Dies erfasst sowohl vergangene 
als auch ausstehende Beschäftigungsverhältnisse. 

Hierzu zählen insbesondere: 

• Arbeitnehmer*innen, auch ehemalige 
• ehrenamtliche Mitarbeiter*innen 
• Bewerber*innen 
• Praktikant*innen 
• Freiberufler*innen 
• Dienstleister und deren Mitarbeiter*innen 
• Anteilseigener*innen und Personen, die dem Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan 

eines Unternehmens angehören 
• aber auch: Dritte, die mit Hinweisgebern*innen in Verbindung stehen und in einem 

beruflichen Kontext Repressalien erleiden könnten (z.B. Kolleg*innen) 

 
Was soll über das Hinweisgeberschutzgesetz gemeldet werden? 

Damit solch eine Hinweismeldung möglich ist, muss der Verstoß in den sachlichen 
Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen. Dies wäre der Fall, sofern es sich um einen Verstoß 
gegen folgende nationale und EU-Vorschriften handelt: 

1. Verstöße, die strafbewehrt sind (umfasst jede Strafvorschrift nach deutschem Recht) 
2. Verstöße, die bußgeldbewehrt sind, soweit die verletzte Vorschrift dem Schutz von Leben, 

Leib oder Gesundheit oder dem Schutz der Rechte von Beschäftigten oder ihrer 
Vertretungsorgane dient 

3. Sonstige Verstöße gegen Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder 
4. Verstöße gegen Rechtsnormen, die zur Umsetzung europäischer Regelungen getroffen 

wurden. Der Gesetzgeber hat hierzu einen bestimmten Katalog festgelegt, welcher 
nachfolgende Anwendungsbereiche erfasst: 

o Öffentliches Auftragswesen 
o Finanzdienstleistungen, Finanzprodukte und Finanzmärkte sowie 
o Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
o Produktsicherheit und -konformität 
o Verkehrssicherheitsschutz 
o Umweltschutz 

https://www.gesetze-im-internet.de/hinschg/BJNR08C0B0023.html
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o Lebensmittelsicherheit 
o Verbraucherschutz 
o Schutz der Privatsphäre und personenbezogener Daten 
o Sicherheit von Netz- und Informationsdiensten 

 

Welche Voraussetzungen müssen für den Hinweisgeberschutz vorliegen? 
 
1. Wahrheitsgehalt der Information: 
Es müssen hinreichende Gründe vorliegen, die Sie zur Annahme veranlasst haben, dass die zum 
Zeitpunkt der Meldung vorgelegten Informationen bezüglich des Gesetzesverstoßes der Wahrheit 
entsprachen. 

2. Sachlicher Anwendungsbereich eröffnet: 
Der gemeldete Verstoß bezieht sich auf eine Handlung oder Unterlassung, die vom sachlichen 
Anwendungsbereich erfasst wird. 

3. Nutzung des zulässigen Meldeweges 
Es wurde der interne oder ein externer Hinweisgeberkanal genutzt, um die Hinweismeldung zu 
übermitteln. Bei dem externen Meldeweg handelt es sich um einen Hinweisgeberkanal, welcher 
von einer Behörde gesteuert und verwaltet wird. 

Generell besteht für Unternehmen keine Verpflichtung Hinweismeldungen zu verfolgen, die nicht 
unter den sachlichen Anwendungsbereich fallen. 
 

Was darf nicht über den Hinweisgeberkanal gemeldet werden? 
Der Hinweisgeberkanal ist ausschließlich der Meldung von Verstößen gegen nationale oder EU-
Vorschriften innerhalb der Einrichtung Mutpol e.V. vorbehalten. 

Für Meldungen, die nicht in den sachlichen Anwendungsbereich des Hinweisgeberschutzgesetzes 
fallen und es sich demnach auch nicht um einen Gesetzesverstoß handelt, wie z.B. allgemeine 
Verbesserungsvorschläge, persönliche Anliegen oder allgemeine Beschwerden, die in keinem 
Zusammenhang zu einem Gesetzesverstoß oder einem sonstigen rechtlichen Missstand stehen, 
ist dieser Hinweisgeberkanal nicht angedacht. In solch einem konkreten Fall sind die dafür 
vorgesehen Wege und Plattformen zu nutzen. 
 

Umsetzungswege zum Hinweisgeberschutzgesetz bei Mutpol e.V.: 

Eine Meldung sollte vorrangig per email oder persönlich eingereicht werden. 

Für das Case Management der internen Meldestelle wurde Herr Scheuring benannt, da er keine 
Personalverantwortung hat, aber eine wichtige Schnittstelle inne hat, die eine zügige 
Beschwerdebearbeitung und deren Controlling gewährleistet. 

Wolf-Dieter Scheuring 

Te.: 07461 170625 

Email: hinweisgeberschutz@mutpol.de 

Diese emailadresse kann nur von Herrn Scheuring abgerufen werden. 

Um eine effektive und effiziente Bearbeitung zu gewährleisten, bitten wir von anonymen 
Meldungen abzusehen. Ihr Schutz ist in jedem Fall gewährleistet, nur Herr Scheuring wird im 
ganzen Prozess mit Ihnen in Kontakt treten. 
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